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Jährliche Pflegekosten sind laut BAG deutlich höher als in der Vernehmlassung angenommen

«Die Pflegekosten liegen sicher
über zwei Milliarden Franken»

Robert Hansen

Das Bundesamt für Gesundheit

(BAG) spricht von deutlich höheren

Pflegekosten als den bisher

angenommenen 1,3 Milliarden
Franken. Die von den

Krankversicherungen zu bezahlenden

Pflegekosten würden sich auf

deutlich über zwei Milliarden
jährlich belaufen, sagt
Vizedirektor Hans Heinrich Brunner.

«Der Pflegebereich erscheint im

Vergleich zu Spital- und Medikamentenkosten

als marginal. Doch wir
beobachten einen markanten Anstieg
der Kosten bei der ambulanten Pflege

von über 40 Prozent und bei der

Krankenpflege im Heim von über 25 Prozent

zwischen den Jahren 1999 bis 2003»,

sagte BAG-Vizedirektor Hans Heinrich

Brunner an der Curaviva-Fachtagung

«Alter». «Eine Bevölkerung, die älter

wird, verursacht logischerweise höhere

Pflegekosten», begründete der Leiter

des Direktionsbereiches Kranken- und

Unfallversicherung diese Entwicklung.

2002 wurden die Gesamtkosten von

rund 6 Milliarden Franken für die

Pflegeheime und 1 Milliarde Franken

für Spitexdienste folgendermassen

aufgeteilt:

Krankenversicherungen: 20%

Subventionen: 3%

Hilflosenentschädigung AHV: 6%

Ergänzungsleistungen der AHV: 14%

Hilflosenentschädigung IV: 1%

Sozialhilfe: 2%

Kantone und Gemeinden: 13%

Private Haushalte: 41%

Viele Fragezeichen
Die deutliche Zunahme der direkten

Leistungen der Pflegebedürftigen habe

grosse Auswirkungen auf deren

Vermögen wie auch auf jene der

Nachkommen. Daraus ergebe sich eine

komplexe Ausgangslage für die

Botschaft der Pflegefinanzierung,
verschiedene Modelle würden diskutiert.

Geplant sei in jedem Fall ein Ausbau

der finanziellen Zuschüsse durch

Ergänzungsleistungen.

Brunner warnte gleichzeitig, dass die

bisher in der Vernehmlassung

angenommenen Kosten für die Langzeitpflege,

für welche die Krankenkassen

aufkommen müssten, mit 1,3 Milliarden

auf alten Zahlen basierten und

damit deutlich zu tief angesetzt

gewesen seien: «Diese Zahlen waren in

ihrer ursprünglichen Form schlicht

falsch. Wir sind daran, diese Kosten

präziser zu rechnen, aber alle Modelle

zeigen, dass sich die Pflegekosten auf

deutlich über zwei Milliarden Franken

belaufen.» Die Zahl sei davon abhängig,

wie viele Pflegebedürftige es geben

werde und in welchen Altersklassen

und Pflegeklassen diese seien. «Die

bisherigen Hochrechnungen basieren

nur auf Zahlen von 1980 bis 1995.»

Bessere Kontrollen
Unverkennbar sei die Tendenz, Kosten

der Behandlungspflege auf die

Krankenkassen abzuschieben. Die Krankenkassen

müssten deshalb Kalkulationen

und Rechnungen überprüfen und

spezialisierte Geriatrieärzte zur Kont¬

rolle einsetzen. «Über Kontrollen muss

noch nachgedacht werden. Ohne sie

könnte wirklich eine Kostenexplosion

erfolgen», sagte Brunner. «Die Frage

ist, wie die zukünftige Regelung aus

sieht. Die Krankenkassen werden

immer einen Kontrollapparat
brauchen, auch wenn dies als unsinniger
Administrativaufwand empfunden
wird. Die Alternative wäre ein

Globalbudget. Doch das ist immer der

schlechtere Weg. Ziel muss ein

vertretbarer Kontrollaufwand sein.

Zudem muss der Leistungskorb

definiert werden. Was ist für die

Behandlung wirklich nötig? Diese

Diskussion ist noch nicht angelaufen.»

Durch die vom Parlament eingefrorenen

Pflegetarife würden die

Finanzierungslücken in vielen Kantonen

zementiert und zu einem ungelösten

Problem werden. «Das heutige Gesetz

und der Vollzug stimmen nicht

überein. Die Pflegefinanzierung wird

erst nach der Spitalfinanzierung

behandelt, frühestens in der zweiten

Hälfte 2005. Ich stufe das Problem als

sehr gravierend ein. Wenn die neue

Pflegefinanzierung erst 2007 oder

noch später umgesetzt wird, muss

beim Parlament nochmals beantragt

werden, die eingefrorenen Tarife zu

überdenken», forderte Brunner.

«Vor lauter Konzentration auf die

Spitalfinanzierung darf man das

andere Problem nicht unterschätzen.

Es brodelt unter der Decke.

Dieser Sprengsatz wird von vielen

Akteuren gar nicht

wahrgenommen.»
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